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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 4? Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 28° Januar 1970 durch

Bundesrichter Dr° E c k e r

- Vorsitzender —,
Bundesrichter

.
M ü l l e r ,

Bundesrichter Dr„ S t r a u b ,
Bundessozialrichter B r i n k m a n n und

Bundessozialrichter w e n d e r o t h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom

19° Januar 1966 wird zurückgewiesen"

Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu

erstatten°
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Der Kläger fordert Beiträge zurück„ die für ihn zwischen
1951 und 1959 zur Rentenversicherung der Arbeiter (ArV)

entrichtet werden sind„ Er hatte am 8° Mai 1945 als ehe—

maliger Berufssoldat der früheren Wehrmacht — zuletzt im

Range eines Hauptwachtmeisters — eine Dienstzeit von mehr

als 12 Jahren abgeleistet° Im Juli 1960 wurde er Beamter

auf Widerruf, ein Jahr später — gleichzeitig mit seiner

Einstufung zum Regierungsassistenten zur Anstellung —
Beamter auf Probe° Diese Rechtsstellung behielt er inne9

als er am 15° Februar 1962 zum Regierungsassistenten er»°

nannt wurde° Zum Beamten auf Lebenszeit ist er am 29o Mai

1965 — zugleich mit seiner Beförderung zum Regierungen

sekretär — berufen werden°

Am 20° Juli 1965 beantragte er‚ ihn rückwirkend zum
1° April 1951 von der Versicherungspflicht zu befreien

und ihm die bis 1959 aufgewendeten Beiträge zurückzuge-

währen° Die Beklagte lehnte diesen Antrag ab„ weil der

Kläger die — nach 5 75 Abso 5 Satz 2 G 151 vorgeschriebene

Antragsfrist von einem Jahr seit seiner Berufung in das *

Beamtenverhältnis versäumt habe (Bescheid vom 180 Okto—

ber 1965; Widerspruchsbescheid vom 50° Juni 1964)o

Der Klage hat das Sozialgericht (SG) stattgegeben; das Be-

rufungsgericht hat sie abgewiesen° Nach Ansicht des erst—

instanzlichen Richters ist die Ausschlußfrist für den An-

trag auf Rückzahlung der Beiträge erst mit Indienststellung

des Klägers auf Lebenszeit in Gang gesetzt werdeno Das ‘

Landessozialgericht (LSG) hat es dagegen darauf abgestellt‚
daß der Kläger bereits als Beamter auf Probe eine sichere

Aussicht auf lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebe—

nenversorgung erworben habe (vgl° @ 1229 der Reichsversi—

cherungsordnung —RVO—)° An diesen Tatbestand knüpie
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— so hat das LSG ausgeführt — die Vorschrift über den

hier maßgeblichen Fristablauf an°

Der Kläger hat die — zugelassene — Revision eingelegt,

Er beantragt, das Berufungsurteil aufzuheben und die Be—

rufung der Beklagten gegen das erstinstanzliche Urteil

zurückzuweisen° Er meint, daß die Auslegung, die das LSG

dem 5 75 Abs, 5 Satz 2 G 151 gegeben habe, der wirklichen
Interessenlage nicht gerecht werde° Die allgemeine Rege—

lung über die Versicherungsfreiheit von Probebeamten sei

verständlich, weil solche Beamte im Falle ihrer Entlassung

ohne beamtenrechtliche Versorgung nachzuversichern seieno

Die Beiträge aber, die gemäß @ 75 G löl zurückgewährt wür—

den, gingen endgültig als Versicherungsgrundlage verloreno

Einen Antrag, der mit solcher Rechtsfolge belastet sei,

werde man verständigerweise erst von demjenigen erwarten

können, der die volle Sicherheit seiner künftigen wirt—

schaftlichen Existenz erworben habe° Diese Sicherheit

habe nur der Lebenszeitbeamteo » Für den Fall jedoch, daß

dieser Auffassung nicht zu folgen sei, macht der Kläger

darauf aufmerksam, daß er sich über den Beginn der in

Rede stehenden Antragefrist im Irrtum befunden habe und

daß er nicht deshalb den zweifelsfrei begründeten An—
spruch verloren haben dürfe°

Die Beklagte beantragt, die Revision‘zurückzuweisen°

i

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg°

Die Frist zur Stellung des Antrags gemäß 5 73 Abs, 5

Satz 2 G 151 war abgelaufene Dafür ist es gleichgültig,

ob unmittelbar von dieser Vorschrift oder auch von der

Sonderregelung für ehemalige Berufssoldaten gemäß Art, II

5 15 des 50 Änderungsgesetzes zum Gesetz zu Arto 151 GG
auszugehen ist° Denn die äußerste der in Betracht kommen—

den festen Fristen - das ist der 30° September 1962 —
../+..
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war überschritteno Davon abgesehen? hat der Kläger die

Beitragsrückforderung nicht innerhalb eines Jahres nach

‘Ablauf des Monats geltend gemacht? in dem das neue Dienst—

verhältnis begründet worden ist(}

Dieser Zeitpunkt fällt nicht mit dem Tage zusammen9 an
dem der Kläger Beamter auf Lebenszeit wurde„ Der Status

eines Beamten auf Lebenszeit würde dem Betroffenen allein

ohnehin nicht das volle Maß einer Anwartschaft auf beam—

tenrechtliche Versorgung vermittelno Diese erreicht auch

der Beamte auf Lebenszeit erst‚ wenn er weitere Voraus“

setzungen erfüllt‚ zoBo eine Dienstzeit von mindestens

zehn Jahren abgeleistet hat oder infolge einer Dienst—

beschädigung dienstunfähig geworden ist° Schon bevor der

Beamte das Höchstmaß an Sicherheit künftiger Versorgung

erreicht hat9 verneint aber das G 151 das Bedürfnis nach
einem Fortbestand seiner gesetzlichen Rentenversicherungo

So eröffnet 5 ?} Abs° 1 G 151 jedem Beamten ”zur Wiederver»

wendung" die Befugnis? sich von der Versicherungspflicht

befreien und entrichtete Beiträge zurückgeben zu lasscno

Als "Beamte zur Wiederverwendung" gelten Beamte auf Le—
benszeit oder auf Zeit bereits? bevor sie eine Dienstzeit

von zehnjähriger Dauer zurückgelegt haben (5 5 Abs° 2

G 151)° Kann sonach mit der Anwartschaft im Sinne des

5 75 Abs° 5 G 151 nicht das Maximum an Zusicherung einer
Versorgung gemeint sein? so genügt es doch andererseits

zur Verwirklichung dieser Norm auch nicht ohne weiteres?

daß auf die Vorschrift über die Versicherungsfreiheit

solcher Beamten hingewiesen wird? denen Anwartschaft auf

lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung

gewährleistet ist (S 1229 Abso 1 Nro 5 und Abs„ 2 RVO)„
Von einer solchen Gewährleistung geht man allerdings bei

Beamten auf Probe aus (S 5 Abs° 1 Nr„ 2 des Bundesbeamten—
gesetzes —BBG—; Rundschreiben des Bundesministers des

...5..
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Innern vom 220 Januar 1958„ GMB1 19585 74)0 Indessen geht

die Tragweite des 5 73 Abs„ 5 G 151 über die des 5 1229
EVO hinauso Die Versicherung wird nach 5 75 G 151 nicht
nur für die Zeit der versicherungsfreien Beamtentätigkeit

aufgehoben; vielmehr scheidet der Betreffende rückwirkend

aus der Versicherung aus und erhält die für eine längere
Vergangenheit wirksam aufgewendeten Beiträge zurück„ Es

wird also dem einzelnen überlassen? ob er in einen gülti—

gen Versicherungsbestand eingreifen will° Ein solches Er—

gebnis erscheint nur gerechtfertigt3 wenn an die Stelle

der aufgegebenen Alters— und Hinterbliebenensicherung ein

gleichwertiger Ersatz tritt° Ein solcher Ausgleich ist

bei denjenigen Beamten anzunehmen9 die — unter den dafür

vorgesehenen gesetzlichen Voraussetzungen — in den Ruhe-

stand versetzt werden müssen oder versetzt werden können

(vgl° Fischbach9 Bundesbeamtengesetz 20 Halbbandg 5°Auflo

19659 Anm° A I 8 vor € 1059 Sa 884)° Denn diese Beamten
haben ein subjektives9 wenn auch bedingtes Recht auf Ver—

sorgung und damit eine Rechtsposition inne? die nach den

Grundsätzen des Rechtsstaats und bei dem bestehenden Treue—

verhältnis zwischen ihnen und dem Dienstherrn nicht ein—

seitig zu ihrem Nachteil geändert werden kanno Unter diesen

Umständen sind die Merkmale des Begriffs der "Anwartschaft"

auf Versorgung im Sinne des 5 75 Abs° 5 Satz 2 G 151 ge—
geben° Auf diesen Begriff kann nicht schlechthin die De—

finition der ”Anwartschaft" übertragen werden? die für

entsprechende Erscheinungen des bürgerlichen Rechts ent—

wickelt werden ist° Danach gehören zur "Anwartschaft" solche

Sachverhalte9 bei denen von dem mehraktigen Entstehungstat—

bestand eines Rechts schon so viele Erfordernisse erfüllt

sind, daß von einer gesicherten Rechtsposition des Erwerbers

gesprochen werden kann? die der andere„ an der Entstehung

des Rechts Beteiligte nicht mehr durch eine einseitige Er—

klärung zu zerstören vermag (vgl[, BGHZ 459 186 ffo‚ 188)o

‚-
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Die Anforderungen an das Markmal der Anwartschaft müssen

im bürgerlichen Rechts also für die Verhältnisse des all—

gemeinen rechtsgeschäftlichen Verkehrs9 strenger ausfallen

als auf dem beamtenrechtlichen Gebiete Von einer ”ge—

sicherten Rechtsposition" muß wegen des Treueverhältnisses

zwischen Dienstherrn und Dienstverpflichteten bereits in

einem früheren Stadium des Rechtserwerbs als dort ge-°

sprochen werden? zumal die Entlassungsgründe? die einen

Beamten auf Probe treffen können:) vom Gesetz im einzelnen

aufgezählt sind (@ öl BBG) und im übrigen von den Tatbe—
ständen eingegrenzt werden? in denen der Beamte auf Probe

in den Ruhestand zu versetzen ist oder versetzt werden

kann (% 46 BBG)„ Ob darüber hinaus zum Erwerb der Anwart—
schaft auf Alters— und Hinterbliebenenversorgung im Sinne

des 5 75 Abs„ 5 G 151 zusätzlich zu fordern ist„ daß dem
Probebeamten eine Planstelle übertragen werden ist (S 82

BBG)3 kann dahinstehen9 Hierzu ließe sich — als indirekter
Fingerzeig'des Gesetzes — anführen9 daß ein Probebeamtcr

dann die besondere Rechtsstellung nach dem Gesetz zu

Artikel 151 GG verliert und "als endgültig untergebracht

gilt”? wenn er in eine Planstelle der Eingangsgruppe sei5

ner Laufbahn eingewiesen werden ist (vglo Verwaltungsvor—

schriften zur Durchführung der Unterbringung nach Kapitel

I des G löl zu @ 19
„ Von dieser Rechtslage mag das Gesetz

auch in bezug auf 5 75 Abso 5 ausgegangen seino Hätte man
dies anzunehmen„ so wäre damit der Kläger am l5„iFebruar

1962 in diejenige Rechtsstellung eingerückta die für ihn

mit einer zureichenden Anwartschaft auf Alters— und Hin--=

terbliebenenversorgung verbunden ware Von diesem Zeitpunkt

an lief die Frist von einem Jahr9 innerhalb welcher der

Kläger die hier zu beurteilenden Anträge hätte stellen

müssen° Diese Frist ist mit dem Antrag vom 200 Juli 1965

nicht gewahrto
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Die Rechtsfolgé dieses Versäumnisses hat der Kläger zu
tragen ungeachtet der Tatsache‚ daß ihm die Zeitbestimmung

des 5 75 Abs„ 5 Satz 2 G 131 unbekannt war° Die Wirkungen
dieser Gesetzesvorschrift sind nicht davon abhängig? daß

ihr Inhalt dem Normadressaten bekannt ist° Dem Kläger kommt

ferner nicht die Überlegung zugute„ daß eine Ausschluß—.

frist außer Acht zu lassen ist? wenn die anspruchsbegrüne

denden Umstände zweifelsfrei gegeben und weitere Beweis«

ermittlungen nicht nötig sind° Dieser von dem Großen Senat

des Bundessozialgerichts (BSG 143 246) hinsichtlich der

Ausschlußfrist des 5 58 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

aoFo entwickelte Gedanke mag für Ansprüche unterhalts—

ähnlichen Charakters in Gestalt wiederkehrender Leistungen

gelteno Darüber hinaus ist eine Durchbrechung zwingender

Zeitbestimmungen im Wege abändernder Rechtsfindung nicht

zu rechtfertigen9 also insbesondere nicht für Beitrags»

rückforderungen° Hinzu kommt„ daß der Zweck der Fristre—

gelung des 5 75 Abs° 5 Satz 2 G löl vornehmlich in ihrem
Ordnungscharakter liegto Das macht nicht zuletzt die

strenge Zäsur deutlich? die das Gesetz durch den Stich—

tag vom 50° September 1958 oder vom 500 September l962

gesetzt hat und von der es nur für solche Fälle eine
Ausnahme gestattet9 in denen der Tatbestand des Gesetzes

vorher überhaupt nicht realisiert sein konnte„ Über die

Tatsache der Befreiung von der Versicherungspflicht und

über das Ausmaß der unter 5 75 Abso 5 G 151 fallenden
Beitragsrückforderungen sollte alsbald Klarheit geschaffen

werden„ Dagegen war es nicht Aufgabe dieser Fristbe«

stimmungg die Verwaltung vor Aufklärungsschwierigkeiten

zu schützen° Die Erwägung3 daß mit einer späteren Geltend«
machung der Beitragsrückforderung Beweisschwierigkeiten

auftauchen könnteng-war unter den in Betracht kommenden

Gegebenheiten3 wenn überhauptJ nur von untergeordneter
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Bedeutung Und für die Gesetzesgestaltung nicht aus—
schlaggebendo

Aus diesen Gründen erweist sich das Berufungsurteil
im Ergebnis als richtige Die Revision ist mit der auf

5 193 SGG beruhenden Kostenentscheidung zurückzuweiseno
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